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Bericht aus Brüssel

AGW Frühjahrstagung

am 19.4.2007 in Brüssel
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Vier Themen im Zeitraffer:

- Dienstleistungen von allgemeinem Interesse
- Zuständigkeit der EU für den Wohnungsbau
- Nachhaltige Stadtentwicklung in der Struktur-
förderung 2007-2013

- Energiepolitik



3

Dienstleistungen von allgemeinem 
Interesse

Die Daseinsvorsorge liegt in erster Linie gemäß dem 
Subsidiaritätsprinzip in der Verantwortung der Mit-
gliedstaaten. 
Die Verfügbarkeit effizienter Dienste der Daseinsvor-
sorge ist fester Bestandteil der Wirtschafts-, Gesell-
schafts- und Sozialsysteme aller Mitgliedstaaten und 
je nach Mitgliedstaat  sehr unterschiedlich ausge-
prägt.
Je nach Art der „Dienstleistung von allgemeinem In-
teresse“ befindet sich die Daseinsvorsorge jedoch an 
der Schnittstelle zu den Regeln des Binnenmarktes.
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Um die Dienstleistungen im allgemeinen Interesse zu 
erhalten, um mehr Rechtssicherheit zu schaffen und 
die Regeln nicht ausschließlich dem EuGH zu überlas-
sen, wird der Ruf nach einer „Rahmenrichtlinie“ erho-
ben (PSE, CEEP, Gewerkschaften u.a.).
Die Dienstleistungen von allgemeinem Interesse sind 
aus der allgemeinen „Dienstleistungsrichtlinie“ aus-
geklammert worden. Teilweise gibt es sektorale Re-
gelwerke (Richtlinien).
Das Problem ist, dass die DAI nicht eindeutig defi-
niert sind.
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Seitens des EP werden unterschieden:
- DL von allg. (nicht-wirtschaftlichem) Interesse,
(öffentliche und soziale Dienstleistungen)

- DL von allg. wirtschaftlichen Interesse
(kommerzieller Charakter und nutzerfinanziert)

Die Kommission stellt nebeneinander:
- DL von allg. Interesse (öff. Dienstleistungen), 
- DL von allg. wirtschaftlichen Interesse und 
- Sozialdienstleistungen
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Der Wohnungsbau in seiner sozialen Dimension (So-
zialer Wohnungsbau) ist Teil der öffentlichen Ver-
antwortung. Das entspricht auch der nationalen 
Interpretation.
In der Kategorisierung des Monti-Pakets ist er als 
„Dienstleistung von allgemeinem Interesse“ akzep-
tiert und anerkannt.
In der Mitteilung der KOM zu den sog. „Sozialdienst-
leistungen“ ist er gemeinsam mit dem Gesundheits-
wesen als Sozialdienstleistung kategorisiert.
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Die unterschiedlichen Interpretationen liegen insbe-
sondere in den unterschiedlichen Systemen in Frank-
reich und Deutschland begründet.
Wir interpretieren den Sozialen Wohnungsbau als 
Dienstleistung von „allg. wirtschaftlichen Interesse“
im Gegensatz zu Caritas, Wohlfahrt usw. (Unternehmen 
ohne Erwerbscharakter).

Die Franzosen möchten den Sozialen Wohnungsbau 
als Sozialdienstleistung anerkannt bekommen.
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Sozialdienstleistungen sind in der EU keine verbind-
liche Rechtskategorie. Es besteht auch keine Notwen-
digkeit, sie neu einzuführen.
(Folge der Ausklammerung des Gesundheitswesens und des 
Soz. Wohnungsbaus aus der Dienstleistungsrichtlinie)

Als „Dienstleistung von allg. (wirtschaftlichen) Inter-
esse“ ist der Soziale Wohnungsbau im Rahmen des 
„Monti-Pakets“ von der Notifizierung befreit worden.
Weiterer Regelungen bedarf es nicht.
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Auch für DAI gelten jedoch die allg. Regeln des Bin-
nenmarktes: Offenheit, Transparenz und Nichtdiskri-
minierung
Die spezifischen Auflagen der Transparenzrichtlinie 
treffen für die deutsche Wohnungsbauförderung nach 
Prof. Keßler nicht zu, da die deutschen Förderverfah-
ren die Anforderungen für eine Ausnahme nach Art 4 
Abs. 2c der Transparenzrichtlinie (offenes, transpa-
rentes und diskriminierungsfreies Verfahren) bereits 
erfüllen .
Bund und Länder haben sich dieser Meinung ange-
schlossen.
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Binnenmarkt und Wettbewerb als 
Leitidee

Auch die Wohnungs- und Immobilienwirtschaft ist 
eingebettet in dieses Regelwerk des Binnenmarktes.
„Binnenmarkt und Wettbewerb“ waren und sind die 
prägenden Leitideen der Europäischen Union.
Nach Art. 81 des EU-Vertrages sind alle Vereinbar-
ungen unvereinbar bzw. verboten, die den Handel 
zwischen den Mitgliedstaaten beeinträchtigen und 
den Wettbewerb innerhalb des Gemeinsamen Mark-
tes einschränken oder verfälschen. 
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Zuständigkeit der EU für den 
Wohnungsbau

Nach Art. 87 sind auch alle staatlichen od. aus staatl. 
Mitteln gewährte Beihilfen, die durch Begünstigung 
bestimmter Unternehmen od. Produktionszweige den 
Wettbewerb verfälschen od. zu verfälschen drohen, 
mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar.
Ausnahmen gemäß Monti-Paket: Krankenhäuser und 
Sozialer Wohnungsbau.
Eine originäre Zuständigkeit der EU für den Woh-
nungsbau gibt es jedoch nicht (Subsidiaritätsprinzip).
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Derzeit gibt es aber starke Bestrebungen im Europä-
ischen Parlament, den Wohnungsbau durch die EU 
doch stärker ins Visier zu nehmen (Charta der Inter-
group urban lodgement, Initiativantrag im Regional-
ausschuss).
Auslöser sind die neuen Beitrittsstaaten, aber auch 
Frankreich, Italien usw.
Die Charta Wohnen definiert Wohnen als ein „not-
wendiges Gut, ein soziales Grundrecht, eine Kom-
ponente des europäischen Sozialmodells“ und ver-
weist auf zahlreiche Abhängigkeiten zu anderen 
Politiken.
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Initiativbericht des Regionalausschusses des EP zum 
Thema „Wohnungsbau und Regionalpolitik“.
Stellungnahme zur Leipzig-Charta des Regionalaus-
schusses: Wohnungsbau soll in allen 27 Mitglied-
staaten im Rahmen der Strukturfonds förderfähig 
sein.
Der Ausschuss der Regionen (AdR) und der Wirt-
schafts- u. Sozialausschuss (WSA) unterstützen das 
Petitum der Intergroup u. des Regionalausschusses.
Die Bundesregierung betont weiterhin das Subsidiari-
tätsprinzip.
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Die Verzahnung mit anderen EU-
Politiken

Es ist richtig, dass die Wohnungswirtschaft durch 
zahlreiche EU-Politiken tangiert wird:
Zu nennen wären beispielsweise:
- die Strukturpolitik (u.a nachhaltige Stadtent-
wicklung)

- die Energiepolitik
- die Umweltpolitik
- die Unternehmenspolitik (Gesellschaftsrecht, Rech-
nungslegungs- und Prüfungs-Richtlinien)
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- die Steuerpolitik
- die Finanzdienstleistungspolitik
- die Soziale Integrationspolitik (u.a. ESF)
- die Antidiskriminierungspolitik
- die Normungspolitik, etc

Ich will hier nur auf zwei Schwerpunkte näher ein-
gehen: die Strukturpolitik und die Energiepolitik der 
EU.
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Strukturpolitik 2007-2013

Umsetzung der Strukturpolitik in den Regionen

Der Wohnungsbau ist integrierter Bestandteil des 
Themas Stadtentwicklung und damit eingebettet in 
die neue Strukturpolitik der EU. 
Die neue Strukturpolitik unterstützt die Förderung 
einer nachhaltigen Stadtentwicklung und die Förder-
ung der Entwicklung partizipativer, integrierter und 
nachhaltiger Strategien, mit denen der starken Kon-
zentration von wirtsch., ökol. u. soz. Problemen in 
den städt. Gebieten begegnet werden soll.
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Der bottom up-Ansatz:
- Die strategischen nationalen Rahmenpläne
- Die operationellen Programme
Die Schaffung von Stadtentwicklungsfonds im 
Rahmen von Jessica
Der Aktionsplan „Territoriale Zusammenarbeit“
Wohnungsbau als solcher ist kein Fördertatbestand 
im Rahmen der Strukturfonds
Gleichwohl Themen wie Aufwertung, Wohnumfeld, 
Infrastruktur, Beschäftigungs- und Integrationsmaß-
nahmen etc.



18

Energiepolitik der EU

Bereits im Grünbuch zur Energieeffizienz vom März 
2006 wird vorgeschlagen, die Gebäude-Richtlinie auf 
Renovierungsmaßnahmen auch unterhalb von 1000 
qm auszudehnen.
Im Aktionsplan von Oktober 2006 wird darüber hin-
aus die Einsparung des jährlichen Primärenergiever-
brauchs bis 20 % angestrebt.
Ferner soll eine Strategie entwickelt werden zur Ver-
breitung von Niedrigstenergie- bzw. Passivhäusern 
bis 2015.
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Das integrierte Energie- und Klimapaket der KOM von 
Januar 2007 sieht vor:
- den Gesamtverbrauch an Primärenergie bis 2020
um 20 % zu senken,

- die Energieeffizienz der vorhandenen Gebäude zu
verbessern und

- Die Wärme- und Stromerzeugung, -übertragung 
und –verteilung effizienter zu machen. 
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Der Ratsgipfel vom März 2007 hat vereinbart:
- eine 20%ige Steigerung der Energieeffizienz bis
2020

- eine Steigerung des Anteils erneuerbarer Energien
an der Gesamtenergieerzeugung um 20 % bis 2020,

- eine 20%ige Verringerung des CO2-Ausstosses.
Die Forderungen und Beschlüsse des EP gehen in die 
gleiche Richtung.
Erste Vorlagen sollen noch 2007 erfolgen.
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Sonstige Stichworte:
- New Approach und Standardisierung
- Harmonisierung der Hypothekarkreditmärkte
- PPP (iÖPP und Konzessionen)

- Schornsteinfegermonopol
- De Minimis Beihilfen (Bürgschaften)


